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Prioritäten für den Doppelhaushalt 2027/28 –
Weichenstellungen für 2030

Beschluss:

Dresden steht vor einer der schwersten Haushaltskrisen der jüngeren Stadtgeschichte.
Was als strukturelle Schieflage begann, hat sich zu einer akuten Belastungsprobe für
die  gesamte kommunale  Handlungsfähigkeit  entwickelt  und trifft  eine  Generation
junger Dresdnerinnen und Dresdner, die keine Mitverantwortung für diese Lage tragen,
aber ihre Konsequenzen am längsten werden tragen müssen. Die Ursachen dieser
Krise  sind  vielschichtig.  Wer  sie  ehrlich  benennen  will,  muss  bei  der
Hauptverantwortlichkeit beginnen: beim Bund.

Die mit Abstand größten Treiber des Dresdner Defizits sind Pflichtleistungen, deren
Umfang  und  Kosten  durch  Bundesgesetzgebung  definiert  werden:  die
Eingliederungshilfe und die Kinder- und Jugendhilfe. Diese Ausgaben entziehen sich
vollständig  der  steuernden  Einflussnahme  des  Stadtrates.  Sie  sind  nicht  Ergebnis
Dresdner  Haushaltspolitik,  sondern  Konsequenz  von  Bundesgesetzen,  die
Leistungsansprüche  schaffen,  ohne  die  Kommunen  für  deren  Finanzierung
angemessen auszustatten. Das Konnexitätsprinzip, also der Grundsatz, dass derjenige,
der Aufgaben überträgt, auch deren Kosten trägt, wird auf Bundesebene seit Jahren
systematisch ignoriert. Eine ehrliche Konsolidierungsdebatte muss diese Dimension
politisch einfordern, gegenüber dem Freistaat Sachsen, gegenüber dem Bund und in
allen kommunalpolitischen Spitzenverbänden.

Neben den bundesrechtlich verursachten Sozialausgaben sind es die Personalkosten,
die  Dresdens  Haushalt  unter  wachsenden  Druck  setzen.  Tarifabschlüsse  im
öffentlichen Dienst  treffen  eine Stadt,  deren  Einnahmen nicht  im gleichen Tempo
wachsen. Die Personalausstattung der Stadtverwaltung ist in den vergangenen Jahren
jedoch erheblich gewachsen. Zu einem guten Teil, weil neue Bundesaufgaben neues
Personal erfordern, ohne dass die entsprechende Finanzierung mitgeliefert wurde.

Als  ob  die  Ausgabendynamik  nicht  bereits  bedrohlich  genug  wäre,  hat  die  Mai-
Steuerschätzung  2026  die  Einnahmeseite  weiter  erschüttert.  Die  Prognose  für  die
Gewerbesteuer,  die wichtigste eigenständige Steuereinnahmequelle der Stadt und
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das finanzielle Rückgrat für Investitionen in Schulen, Infrastruktur und Kultur,  wurde
gegenüber  der  Oktober-Schätzung 2025 massiv  nach unten korrigiert.  Von einem
erwarteten Wachstum von 3,5 Prozent auf einen Rückgang von 3,3 Prozent. Für Dresden
bedeutet das einen Einnahmeausfall von rund 33 Millionen Euro allein bei dieser Steuer.
Sachsenweit werden die kommunalen Steuereinnahmen von 2026 bis 2030 um mehr
als 1,1 Milliarden Euro geringer ausfallen als noch Ende 2025 erwartet. Die schlechte
gesamtwirtschaftliche Lage, die sich in diesen Zahlen niederschlägt, ist nicht Dresdner
Gemächlichkeit.  Sie  ist  das  Ergebnis  einer  verfehlten  Wirtschaftspolitik  auf
Bundesebene,  die  jahrelang  strukturelle  Reformen  verschleppt  und
Standortbedingungen  verschlechtert  hat.  All  das  ändert  nichts  daran,  dass  die
Landeshauptstadt Dresden auch eine eigene Verantwortung für ihre Haushaltslage
trägt und diese muss ebenso klar benannt werden. 

Das  strukturelle  Defizit  für  2026 beläuft  sich auf  rund  144 Millionen Euro.  Der  vom
Oberbürgermeister vorgelegte Nachtragshaushalt, der mit einem Einsparvolumen von
38,3 Millionen Euro zumindest erste Konsolidierungsschritte einleiten sollte, scheiterte
am 30. April 2026 an einer Mehrheit von AfD, SPD, Linke, Team Zastrow und BSW im
Stadtrat. Das ist politisch unverantwortlich und in seinen Konsequenzen unmittelbar
spürbar.  Die  seit  Herbst  2025  geltende  Haushaltssperre  bleibt  in  Kraft.  Neue
Investitionen können nicht gestartet werden. Die Kapazitäten der Kämmerei sind in
bürokratischen Einzelfallgenehmigungen gebunden,  statt  sich auf  die  strategische
Aufstellung des Doppelhaushalts 2027/2028 konzentrieren zu können.

Wir  als  Junge  Union  Dresden  benennen  diese  Lage  ohne  Schönfärberei.  Eine
konservative,  bürgerliche  Haushaltspolitik  bedeutet  nicht,  Ausgaben  reflexartig  zu
verweigern.  Sie  bedeutet,  klar  zwischen  notwendigen  Zukunftsinvestitionen  und
aufgeblähten Strukturen zu unterscheiden und den Mut aufzubringen, beides klar zu
benennen. Wer heute nicht investiert, was wirklich nötig ist, spart auf Kosten der Zukunft
unserer Stadt. Wer gleichzeitig Strukturen konserviert, die nicht mehr zeitgemäß sind,
schiebt die Konsolidierung nur auf.

Vor diesem Hintergrund legen wir als Junge Union Dresden unsere Prioritäten für den
Doppelhaushalt  2027/2028 vor,  aus der Perspektive einer Generation,  die  in dieser
Stadt leben, arbeiten, Familien gründen und Steuern zahlen will. Wir wissen, dass nicht
alle  der nachfolgenden Prioritäten allein aus städtischen Mitteln finanziert  werden
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können.  Viele der hier  geforderten Investitionen setzen voraus,  dass Dresden aktiv
Bundes- und Landesmittel einwirbt, Synergien mit der BUGA nutzt und Förderfenster
konsequent ausschöpft. 

I. Sicherheit und Ordnung

Sicherheit  und  Ordnung  ist  die  Voraussetzung  für  Freiheit,  Lebensqualität  und
wirtschaftliche Attraktivität. Eine Stadt, in der Menschen sich nachts in der Innenstadt,
an Bahnhöfen oder im öffentlichen Nahverkehr unsicher fühlen, verliert Vertrauen in
ihre  staatlichen  Institutionen  und  langfristig  auch  an  Standortqualität.  Dresden
braucht  deshalb  im  Doppelhaushalt  2027/2028  eine  klare  sicherheits-  und
ordnungspolitische Schwerpunktsetzung.

Unsere Prioritäten:

Wir fordern die dauerhafte finanzielle und strukturelle Absicherung der Citywache
als  sicherheitspolitisches  Schwerpunktprojekt  der  Landeshauptstadt. Die
Citywache am Wiener Platz hat sich innerhalb kurzer Zeit als wirksames Instrument
gemeinsamer  Sicherheitsarchitektur  von  Polizei,  Stadtverwaltung  und
Präventionsakteuren  etabliert.1 Die  enge  Verzahnung  von  Präsenz,  schneller
Reaktionsfähigkeit  und  niedrigschwelliger  Ansprechbarkeit  direkt  an  einem
kriminalitätsbelasteten Ort ist ein modernes Sicherheitskonzept, das sichtbar Wirkung
entfaltet. Die positive Bilanz nach dem ersten Jahr zeigt, dass Sicherheit nicht allein
durch abstrakte Zuständigkeiten entsteht, sondern durch sichtbare staatliche Präsenz
im öffentlichen Raum. 

Wir  fordern  eine  konsequente  Priorisierung  von  Ordnung  und  Sauberkeit  im
öffentlichen Raum.  Sicherheit entsteht nicht nur durch Polizei,  sondern auch durch
einen öffentlichen Raum, der gepflegt, belebt und kontrolliert wird. Vermüllung, Graffiti-
Schäden, Vandalismus und dauerhaft ungeahndete Ordnungsverstöße senden das
Signal  staatlicher  Gleichgültigkeit.  Der  Doppelhaushalt  2027/2028  muss  deshalb
ausreichende Mittel für den Gemeindlichen Vollzugsdienst, die Stadtreinigung und die

1 Die Sachsen: Ein Jahr Citywache in Dresden: Straßenkriminalität am Wiener Platz sinkt um 37,5 %, Mai 
2026. URL: https://www.diesachsen.de/dresden-news/dresdens-haerteste-adresse-ein-jahr-
citywache-am-wiener-platz-3133307
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Beseitigung von Vandalismusschäden bereitstellen. Auch höhere Bußgelder und die
Bereitstellung  öffentlicher  Infrastruktur  wie  ausreichend  öffentliche  Toiletten,
Abgabestellen für Hundekotbeutel und Mülleimer werden daher eingefordert. Dabei ist
uns bewusst, dass eine Personalaufstockung angesichts der Haushaltslage auch beim
Ordnungsamt nicht möglich sein wird. 

Wir  fordern  eine  moderne  Video-  und  Beleuchtungsinfrastruktur  an
Kriminalitätsschwerpunkten. An Orten mit dauerhaft erhöhter Kriminalitätsbelastung
muss  die  Stadt  moderne  Sicherheitstechnik  konsequent  einsetzen.  (KI-gestützte)
Videoüberwachung  ersetzt  keine  Polizeipräsenz,  sie  ergänzt  sie  aber  sinnvoll  und
erhöht  die  Aufklärungsquote.  Gleichzeitig  ist  gute  Beleuchtung  ein  elementarer
Bestandteil  städtischer  Sicherheitsarchitektur.  Dunkle  Unterführungen,  schlecht
einsehbare  Wege  und  unübersichtliche  Aufenthaltsräume  verschlechtern  das
Sicherheitsempfinden erheblich. Der Doppelhaushalt 2027/2028 muss deshalb gezielte
Investitionen in intelligente Beleuchtungs- und Sicherheitskonzepte vorsehen.

Wir fordern eine stärkere Sicherheitskoordination rund um Großveranstaltungen
und Ausgehviertel. Eine lebendige Stadt braucht Freiheit und Sicherheit zugleich. Wer
Dresden als  Kultur-,  Veranstaltungs- und Ausgehstadt  stärken  will,  muss zugleich
gewährleisten, dass Polizei, Rettungsdienste und kommunale Behörden personell und
organisatorisch in der Lage sind, große Besucherströme professionell  zu begleiten.
Gerade  die  Neustadt  zeigt,  dass  Nutzungskonflikte  zwischen  Nachtleben,
Anwohnerschutz und öffentlicher Ordnung aktiv gesteuert werden müssen, statt sie
eskalieren zu lassen.

II. Infrastruktur und Mobilität

Eine funktionierende Infrastruktur ist kein Luxus, sondern die Grundlage wirtschaftlicher
Leistungsfähigkeit und urbaner Lebensqualität. Straßen, Brücken, Gehwege, Radwege
und Verkehrsachsen entscheiden darüber, ob eine Stadt funktioniert oder im Alltag
zunehmend blockiert wird. Der Zustand zentraler Dresdner Verkehrsadern und Brücken,
ob eingestürzt oder noch stehend, zeigt, dass der Investitionsstau der vergangenen
Jahre  inzwischen  ein  ernsthaftes  Risiko  für  Mobilität,  Wirtschaft  und  öffentliche
Sicherheit  geworden ist.  Wir  erwarten,  dass der  Investitionshaushalt  nicht nur  den
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werterhalt bestehender Infrastruktur ausreichend ausfinanziert, sondern für zentrale
Verkehrsachsen eine deutliche Priorität im Haushalt vorsieht.

Unsere Prioritäten:

Wir  fordern  eine  Dresdner  Brückenoffensive  mit  klarer  Priorität  auf
Bestandssicherung, Werterhalt und Ersatzneubauten. Der Einsturz der Carolabrücke
im Jahr 2024 war nicht nur ein technischer Zwischenfall, sondern ein infrastruktureller
Weckruf für die gesamte Stadt. Inzwischen zeigt sich mit der Vollsperrung der Brücke
Budapester Straße, dass Dresden vor einem deutlich größeren strukturellen Problem
seiner Verkehrsinfrastruktur steht. Experten rechnen allein dort mit Ersatzneubaukosten
von  deutlich  über  100  Millionen  Euro.2 Der  Doppelhaushalt  2027/2028  muss  die
planerischen und finanziellen Voraussetzungen bereits heute schaffen, damit Dresden
nicht von einer Brückenkrise in die nächste gerät.

Wir fordern einen schnellen und leistungsfähigen Wiederaufbau der Carolabrücke.
Die Carolabrücke ist eine der zentralen Verkehrsachsen Dresdens. Ihr Ausfall belastet
den  Verkehr  in  der  gesamten  Stadt  massiv.  Untersuchungen  zeigen,  dass
insbesondere  Albert-  und  Marienbrücke  erhebliche  Zusatzverkehre  aufnehmen
mussten und sich Verkehrsströme im gesamten Stadtgebiet verschoben haben.3 Der
Wiederaufbau darf deshalb nicht ideologischen Verkehrsexperimenten untergeordnet
werden. Dresden braucht eine leistungsfähige und schnell realisierte Elbquerung für
alle  Verkehrsträger:  Individualverkehr,  ÖPNV,  Fuß-  und  Radverkehr.  Einen
Bürgerentscheid oder auch ein grundständig neues Planfeststellungsverfahren lehnen
wir ab.

Wir  fordern  eine  ehrliche  Priorisierung  beim  Straßen-  und  Tiefbau.  Dresdens
Straßennetz leidet vielerorts unter jahrelang aufgeschobener Sanierung. Schlaglöcher,
beschädigte Fahrbahnen und marode Nebenstraßen sind kein kosmetisches Problem,
sondern erhöhen langfristig die Instandsetzungskosten erheblich. Der Doppelhaushalt

2 Dresden T-Online / Die Sachsen: 100 Millionen Euro für Neubau? Experte über einsturzgefährdete Brücke in Dresden, 
Mai 2026. URL: https://dresden.t-online.de/region/dresden/id_101265710/dresden-bruecke-budapester-strasse-
muss-mit-notpfeilern-gestuetzt-werden

3 Landeshauptstadt Dresden: Carolabrücke: Auswirkungen auf den Verkehr untersucht, Pressemitteilung, 5. März 2025.
URL: https://www.dresden.de/de/rathaus/aktuelles/pressemitteilungen/03/pm_015.php
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2027/2028  muss  deshalb  stärker  zwischen  notwendiger  Bestandssicherung  und
Werterhalt sowie politisch motivierten Prestigeprojekten unterscheiden. Der Grundsatz
muss  lauten:  Erst  erhalten,  dann  erweitern. Dresden  kann  sich  zudem  keine
Verkehrsexperimente und -versuche mehr leisten. 

Wir fordern eine klare Priorisierung der Kernaufgaben der DVB statt einer Bespielung
freiwilliger Zusatzangebote. Die Dresdner Verkehrsbetriebe sind Teil der kommunalen
Daseinsvorsorge. In der aktuellen Haushaltslage muss der Fokus deshalb auf einem
stabilen  und  leistungsfähigen  Grundnetz  liegen:  Straßenbahn  und  Busverkehr  mit
verlässlicher  Taktung,  modernen  Fahrzeugen  und  einer  guten  Anbindung  aller
Stadtteile — gerade auch der äußeren Stadtgebiete. Die Straßenbahn bildet dabei das
Rückgrat  des  Dresdner  Nahverkehrs.  Ergänzend  braucht  es  ein  leistungsfähiges
Busnetz, das auch die Stadtränder zuverlässig erschließt. Haushaltskonsolidierung darf
nicht dazu führen, dass äußere Stadtteile infrastrukturell abgehängt werden.

Wir lehnen zugleich Forderungen ab, den bestehenden Umfang der DVB-Angebote
unabhängig  von  der  finanziellen  Realität  per  Bürgerentscheid  festschreiben  zu
wollen. Öffentliche  Mobilität  braucht  Verlässlichkeit  aber  auch  finanzielle
Tragfähigkeit. Wer jede Priorisierung verweigert, gefährdet langfristig die Stabilität des
gesamten Systems. Freiwillige Zusatzangebote wie On-Demand-Shuttles oder andere
ergänzende  Mobilitätsprojekte  müssen  deshalb  kritisch  auf  Wirtschaftlichkeit  und
tatsächlichen Nutzen überprüft werden. Ergänzende Angebote wie die MOBIbikes sind
attraktive Angebote, dürfen aber nicht zulasten des Kernnetzes finanziert werden.

III. Wohnen und Stadtentwicklung

Bezahlbarer Wohnraum ist eine der zentralen sozialen Fragen der kommenden Jahre
und zugleich  ein  entscheidender  Standortfaktor  für  die wirtschaftliche Entwicklung
Dresdens. Mit den Ansiedlungen rund um ESMC, Infineon und weitere Unternehmen im
Umfeld von Silicon Saxony wird der Druck auf den Dresdner Wohnungsmarkt weiter
steigen.  Wer  wirtschaftliches  Wachstum  will,  muss  deshalb  auch  ausreichenden
Wohnraum ermöglichen.
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Unsere Prioritäten:

Wir fordern eine kritische Überprüfung kommunaler Vorschriften und Satzungen auf
ihre Auswirkungen auf den Wohnungsbau. Dresden braucht keine neuen Auflagen,
sondern mehr Pragmatismus. Kommunale Regelungen müssen regelmäßig darauf
überprüft  werden,  ob  sie  Wohnungsbau  unnötig  verteuern  oder  verzögern.
Stadtentwicklung darf nicht durch bürokratische Detailsteuerung blockiert werden.

Wir  setzen  auf  mehr  Wohnungsbau  statt  auf  zusätzliche  Mietpreisregulierung.
Steigende Mieten bekämpft man nicht dauerhaft durch immer neue Regulierungen,
sondern  durch  mehr  Angebot.  Weitere  Eingriffe  nach  dem  Vorbild  verschärfter
Mietpreisregulierungen  lehnen  wir  deshalb  ab.  Dresden  braucht  mehr  Neubau,
Nachverdichtung  und  die  Aktivierung  vorhandener  Flächen  statt  zusätzlicher
Investitionshemmnisse.

Wir  wollen  Nachverdichtung,  Baulückenaktivierung  und  die  Entwicklung  neuer
Wohngebiete priorisieren.  In einer wachsenden Stadt müssen vorhandene Flächen
effizient genutzt werden. Die Aktivierung von Baulücken, die Aufstockung bestehender
Gebäude  und  die  Entwicklung  neuer  Wohngebiete  müssen  beschleunigt  werden.
Gleichzeitig  braucht  Dresden  eine  enge  Abstimmung  mit  dem  Umland,  da
Wohnraumentwicklung und Infrastruktur längst regional gedacht werden müssen.

Wir  bekennen  uns  zur  städtischen  Wohnungsbaugesellschaft  WiD  als  Teil  eines
funktionierenden  Wohnungsmarktes.  Die  WiD  soll  sich  auf  ihren  Kernauftrag
konzentrieren: die Schaffung zusätzlichen Wohnraums, insbesondere dort, wo private
Akteure allein nicht ausreichend bauen. 

IV. Kultur und Tourismus

Dresden ist eine Kulturstadt. Das ist kein Marketing-Slogan, sondern eine historisch
gewachsene  Tatsache  und  ein  wirtschaftlicher  Standortfaktor  ersten  Ranges.  Die
Semperoper, die Staatlichen Kunstsammlungen, die Philharmonie, die freie Szene: Sie
ziehen Touristen, Hochqualifizierte und Unternehmen an und unterscheiden Dresden
von beliebigen Mittelstädten.
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Gleichzeitig ist Kulturförderung keine Selbstverständlichkeit, wenn die Kassen leer sind.
Wir  erwarten  deshalb  im  Bereich  Kultur  eine  klare  Prioritätensetzung  statt
Gießkannenpolitik.

Unsere Prioritäten:

Wir  fordern  die  Absicherung  des  Kernbestands  der  kommunalen
Kultureinrichtungen. Die  Stadt  Dresden  trägt  unmittelbar  Verantwortung  für  eine
Reihe  bedeutender  Kulturinstitutionen,  die  im  Doppelhaushalt  2027/2028
planungssicher finanziert werden müssen. Dazu zählen die Dresdner Philharmonie als
musikalisches Herzstück der Stadt im Kulturpalast, das tjg. Theater Junge Generation
und die Staatsoperette Dresden im Kraftwerk Mitte, HELLERAU – Europäisches Zentrum
der Künste als international ausstrahlende Spielstätte zeitgenössischer Kunstformen
sowie  die  Technischen  Sammlungen  und  die  Städtischen  Bibliotheken.  Diese
Einrichtungen bilden den kulturellen Kern der Stadt.

Wir setzen uns für eine offensivere Strategie zur Akquise von Großkonzerten und
deren Absicherung durch eine Überarbeitung des städtischen Basiskonzepts zur
Nutzung der Elbwiesen und der Rinne ein. Die Dresdner Elbwiesen und das Gelände
entlang der Rinne bieten einzigartige Möglichkeiten für Open-Air-Veranstaltungen von
internationalem Format. Das ist eine Chance, die Dresden bislang zu zögerlich nutzt.
Das bestehende städtische Basiskonzept zur Bespielung dieser Flächen ist in Teilen zu
restriktiv und verhindert die Akquise von Großkonzerten und Festivals, die dieser Stadt
nicht nur kulturell, sondern auch wirtschaftlich erhebliche Impulse geben. Wir fordern
die Verwaltung auf,  dieses Konzept grundlegend zu überarbeiten. Wo hochkarätige
Großveranstaltungen nicht in ausreichender Zahl gewonnen werden können, müssen
die  Genehmigungsregelungen  flexibilisiert  werden,  um  auch  kurzfristiger  auf
Marktchancen reagieren zu können.

Wir fordern eine aktive städtische Haltung gegenüber Großveranstaltungen ein, die
Dresdens  Ruf  als  lebendige  und  weltoffene  Stadtgesellschaft  prägen. Hier  steht
exemplarisch die Bunte Republik Neustadt. Als eines der bekanntesten ehemaligen
Stadtteilfeste Deutschlands hat sie jahrzehntelang Menschen aus dem ganzen Land
nach Dresden gezogen und das Image der Dresdner Neustadt weit  über Sachsen
hinaus geprägt. Seit dem Ende der pandemiebedingten Unterbrechung kämpft das

202
203
204

205

206
207
208
209
210
211
212
213
214

215
216
217
218
219
220
221
222
223
224
225
226

227
228
229
230
231
232



9

Festival mit einem bürokratischen Genehmigungsrahmen, der eine Wiederbelebung in
größerem Format strukturell verunmöglicht. Die BRN ist dafür paradigmatisch, aber
nicht  das  einzige  Beispiel.  Überall  dort,  wo  Großveranstaltungen  an  Regelwerken
scheitern, die nicht für ihre Verhinderung, sondern für ihre Ermöglichung gedacht sein
sollten, muss die Stadt aktiv nachsteuern. Wir fordern eine systematische Überprüfung
der einschlägigen Ordnungs-, Sondernutzungs- und Lärmschutzregelungen mit dem
Ziel,  Großveranstaltungen  kultureller  und  gesellschaftlicher  Bedeutung  strukturell
leichter zu ermöglichen, statt sie auszubremsen. 

Wir bekennen uns ausdrücklich zur Dresdner Club-, Bar- und Kneipenkultur und
fordern  die  Einführung  von  Ausgehvierteln  mit  flexibilisierten
Lärmschutzregelungen  nach  Berliner  Vorbild. Dresden  hat  eine  lebendige
Ausgehkultur, auf die diese Stadt stolz sein sollte. Die Dresdner Club-Szene, die Bars
und Kneipen der Neustadt, die Restaurantkultur entlang der Königsbrücker Straße und
im Hechtviertel, die kleinen Konzerträume und Kulturkneipen, sie alle sind kein Beiwerk
des Stadtlebens, sondern sein soziales Rückgrat. Sie halten junge Menschen in der
Stadt, machen Dresden attraktiv für Zuzug und Tourismus. Wir stehen zu dieser Szene
gerade jetzt, wo steigende Energiekosten, post-pandemische Kaufzurückhaltung und
wachsender  Verwaltungsaufwand  viele  Betriebe  an  ihre  Grenzen  bringen.  Diese
Forderung richtet sich zuallererst an die Landesebene.

V. Sport

Sport ist  mehr  als  Freizeitgestaltung.  Sport ist  Gemeinschaft,  Gesundheitsvorsorge,
Integrationsinstrument und Wirtschaftsfaktor. Dresdens Sportinfrastruktur ist in Teilen
veraltet,  sanierungsbedürftig  und  in  ihrer  Verteilung  über  das  Stadtgebiet
unausgewogen. Das muss der Doppelhaushalt 2027/2028 adressieren.

Unsere Prioritäten:

Wir  fordern  eine  belastbare  Investitionsplanung  für  die  Sanierung  kommunaler
Sportanlagen. Marode Sporthallen und Schwimmbäder sind keine Kleinigkeit. Sie sind
der Raum, in dem Hunderttausende Dresdnerinnen und Dresdner Sport treiben und in
dem der  Vereinssport  stattfindet,  der  nicht  ersetzt  werden kann.  Eine  realistische,
priorisierte  Sanierungsplanung  mit  verbindlichen  Zeitplänen  muss  Teil  der
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Haushaltsplanung  sein,  nicht  als  ungedeckter  Wunschzettel,  sondern  als
abgesichertes Programm. Auch hier gilt aber eine klare Priorität nach Dringlichkeit im
Bestandserhalt sowie der Bedeutung der jeweiligen Einrichtung.

Sportveranstaltungen  mit  geringer  Reichweite  und  ohne  nachweisbaren
Stadtmarketingeffekt, die regelmäßig aus dem städtischen Haushalt bezuschusst
werden,  sollten  auf  ihre  Fördernotwendigkeit  hin  überprüft  bzw.  einen
Konsolidierungsbeitrag leisten. Der Eigenbetrieb Sportstätten Dresden muss zudem
auf Optimierungspotenziale bei Verwaltung und Betrieb durchleuchtet werden. Nicht
jede Anlage muss dauerhaft in städtischer Regie betrieben werden, wenn Vereine oder
private Träger dies kostengünstiger und qualitativ gleichwertig leisten könnten. Neue
Sportanlagen,  für  die  weder  eine  Bundesmittelförderung  noch  eine  gesicherte
Gesamtfinanzierung  vorliegt,  dürfen  im  Doppelhaushalt  2027/2028  nicht  neu
begonnen werden. Die Stadt kann sich keine halbfertigen Projekte leisten.

Wir wollen den Neubau der Schwimmhalle Klotzsche sichern. Der Ersatzneubau für
den Standort Klotzsche ist politisch seit Jahren gesetzt, zugleich hat sich 2026 erneut
gezeigt, wie akut der Handlungsdruck ist. Die bestehende Halle hat das Ende ihrer
technischen  Lebensdauer  erreicht,  und  die  Stadt  treibt  nach  eigener  Darstellung
sowohl Sanierungsoptionen als auch den Ersatzneubau weiter voran. Für einen Neubau
ist nach derzeit öffentlich berichteten Größenordnungen mit Investitionskosten von
rund 30 Millionen Euro zu rechnen. Zugleich verweist die Stadt darauf, dass belastbare
Bewertungen zu Kosten, Bauzeit und Varianten erst nach weiteren Untersuchungen
möglich  sind.  Der  Doppelhaushalt  2027/2028 muss  deshalb  die  planerischen  und
finanziellen Voraussetzungen schaffen,  um das  Projekt  zügig  entscheidungsreif  zu
machen  und  verfügbare  Fördermittel  für  kommunale  Schwimmbäder  nutzen  zu
können. 

Wir fordern, die Sanierung der Margon Arena konsequent fortzusetzen. Die Margon
Arena  hat  2026  eine  Bundesförderung  in  Höhe  von  2,25  Millionen  Euro  aus  dem
Programm zur Sanierung kommunaler Sportstätten erhalten.4 Das ist ein  wichtiger

4 Landeshauptstadt Dresden:  2,25 Millionen Euro Bundesförderung für die Margon Arena, Pressemitteilung, 22. April
2026. URL: https://www.dresden.de/de/rathaus/aktuelles/pressemitteilungen/2026/04/pm_056.php
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erster Schritt für eine Halle, die seit 1998 Trainings- und Wettkampfstätte für Breiten-
und  Spitzensport  ist.  Zugleich  ist  damit  offenkundig,  dass  der  Sanierungsbedarf
politisch anerkannt ist. Der städtische Eigenanteil muss deshalb im Doppelhaushalt
2027/2028 verlässlich abgesichert werden, damit die bewilligten Bundesmittel nicht ins
Leere laufen und die Arena als zentraler Dresdner Sportstandort nachhaltig ertüchtigt
werden kann.

Wir  wollen  den  Erfolg  des  Heinz-Steyer-Stadions  verstetigen. Die  Sanierung des
Heinz-Steyer-Stadions  hat  Dresden wieder  auf  die  große Bühne der  Leichtathletik
zurückgeführt,  wenn auch die Kosten teurer ausgefallen sind als geplant.  Mit  dem
Goldenen Oval und den Leichtathletik-Wettbewerben im Rahmen von Die Finals 2025
hat der Standort gezeigt, welches sportliche und mediale Potenzial in ihm steckt. Dieser
Erfolg darf nicht als einmaliger Prestigeeffekt verpuffen. Der Doppelhaushalt 2027/2028
muss deshalb auskömmliche Betriebsmittel sichern und die klare politische Priorität
setzen, das Heinz-Steyer-Stadion langfristig als Standort für Leistungsleichtathletik und
nationale wie internationale Sportgroßveranstaltungen zu erhalten.

Wir fordern, das sportliche Ehrenamt in Dresden verlässlich und zukunftssicher zu
fördern. Dresden ist  eine Sportstadt – und das Fundament dieses Erfolgs liegt  im
unermüdlichen Engagement der tausenden ehrenamtlichen Trainerinnen und Trainer
sowie  Übungsleiterinnen  und  Übungsleiter  in  den  Dresdner  Vereinen.  Sie  sichern
Woche für Woche den Trainings- und Wettkampfbetrieb, fördern den Nachwuchs und
stärken den gesellschaftlichen Zusammenhalt  weit  über  den Sport  hinaus.  Dieses
Engagement darf nicht als selbstverständlich betrachtet werden. Der Doppelhaushalt
2027/2028 soll deshalb eine verlässliche Vereins- und Ehrenamtsförderung absichern,
damit  Dresdens  Sportlandschaft  auch  künftig  auf  ein  starkes  ehrenamtliches
Fundament bauen kann. 

Wir fordern, Sport und Jugendhilfe in Dresden stärker gemeinsam zu denken und
verlässlich zu finanzieren.  Dresdner Sportvereine leisten tagtäglich unverzichtbare
Kinder- und Jugendarbeit. Sie vermitteln Werte wie Teamgeist, Respekt und Disziplin,
fördern  Integration  und  bieten  jungen Menschen  Gemeinschaft,  Orientierung  und
einen sicheren sozialen Raum. Damit ist Sport gelebte Jugendhilfe und weit mehr als
reine Freizeitgestaltung. Projekte und Personalstrukturen der sportlichen Jugendarbeit
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müssen  deshalb  auch  weiterhin  über  den  Etat  der  Jugendhilfe  gefördert  und
abgesichert werden. Sportförderung und Jugendhilfe dürfen nicht isoliert betrachtet
werden,  sondern müssen,  als  gemeinsame Investition in  die  Zukunft  der  Dresdner
Jugend, Hand in Hand gehen.

VI. Bildung

Bildung  ist  das  wichtigste  Investitionsfeld  einer  Kommune.  Was  Dresden heute  in
Schulen, Kitas und Bildungsinfrastruktur investiert oder versäumt, entscheidet über die
Leistungsfähigkeit der Stadt in zehn, zwanzig, dreißig Jahren. Bildungsausgaben sind
keine konsumtiven Aufwendungen. Sie sind die renditestärksten Investitionen, die eine
Stadt tätigen kann.

Unsere Prioritäten:

Wir  fordern  eine  demographisch  priorisierte  Schulbauplanung.  Der  Schulbau  in
Dresden  muss  für  den  Doppelhaushalt  2027/2028  konsequenter  demographisch
zugespitzt werden. Der Grundsatz muss gelten: Investiert wird dort, wo Schülerzahlen
wachsen  und  Kapazitäten  unter  Druck  stehen  und  nicht  nach  Antragslage  oder
politischer Opportunität. In Stadtteilen mit nachweislich schrumpfenden Schülerzahlen
sind investitionsintensive Vollsanierungen kritisch zu prüfen. In Wachstumsgebieten
hingegen darf die Infrastruktur dem Bedarf nicht dauerhaft hinterherhinken.

Die 101. Oberschule, die künftig an der Cockerwiese ihren Platz finden soll, platzt heute
aus  allen  Nähten  auch  deshalb,  weil  das  Gymnasium  Johannstadt  im  gleichen
Gebäude  wächst  und  beide  Einrichtungen  auf  engstem  Raum  operieren.  In  den
nächsten Jahren muss dieser Neubau kommen, denn die Kapazitätsgrenze ist längst
erreicht. Weitere Verzögerungen wären auf Kosten von Schülerinnen und Schülern,
denen ordentliche Lernbedingungen verweigert werden.

Für  weitere  zentrale  Vorhaben  wie  die  Turnhalle  der  30.  Grundschule und  die
Sanierung  der  Förderschule  Marienberger  Straße konnten  im  Doppelhaushalt
2025/2026 immerhin Planungsgelder gesichert werden. Das ist eine notwendige, aber
keine  hinreichende  Bedingung.  Planungsgelder  ohne  gesicherte
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Umsetzungsfinanzierung sind Absichtserklärungen. Wir fordern, dass diese Vorhaben
für den Doppelhaushalt 2027/2028 eine klare Priorität darstellen.

Wir fordern ein klares Bekenntnis zur Schuldigitalisierung. Digitale Infrastruktur in
Schulen ist heute so selbstverständlich wie der Zugang zu Lehrbüchern und Tafeln.
Leistungsfähiges  WLAN,  zeitgemäße  Endgeräte,  digitale  Lernplattformen  und
qualifizierter IT-Support für Lehrkräfte müssen flächendeckend vorhanden sein, nicht
nur in Modellschulen. Das ist keine Frage des Ehrgeizes, sondern der Grundversorgung.
Dieses  Bekenntnis  bedeutet  aber  auch  haushaltliche  Konsequenz.
Digitalisierungsausgaben  dürfen  nicht  die  ersten  sein,  die  im  Konsolidierungsfall
gestrichen werden. 

Wir fordern eine gesicherte Finanzierung der Schulsozialarbeit im Doppelhaushalt
2027/2028. Schulsozialarbeit  ist  ein  unverzichtbares  Bindeglied  zwischen  Schule,
Familie  und  Jugendhilfe.  Sie  entlastet  Lehrkräfte,  erreicht  Kinder  in  schwierigen
Lebenslagen frühzeitig und verhindert, dass aus kleinen Problemlagen große werden
und  damit  teure  Eingriffe  der  Jugendhilfe.  Gerade  in  Zeiten  wachsender  sozialer
Heterogenität in den Schulen und steigender psychischer Belastung bei Kindern und
Jugendlichen  wäre  ein  Abbau  dieser  Angebote  falsch  kalkuliert.  Dresden  muss
sicherstellen,  dass  die  bestehenden  Stellen  auf  dem  Stand  2026/27  in  der
Schulsozialarbeit erhalten bleiben und nicht Konsolidierungsmaßnahmen zum Opfer
fallen, die sich mittelfristig als teurer erweisen als die eingesparten Mittel. Weiterhin
halten wir  an dem Ziel  fest,  mittelfristig  an  alle  Dresdner  Schulen  in  kommunaler
Trägerschaft mindestens eine Schulsozialarbeiterstelle zu schaffen.

Die Betriebskosten für Kitas sind in den vergangenen Jahren explodiert. 2011 wendete
die Stadt noch 93 Millionen Euro für die Kindertagesbetreuung auf. Heute sind es 244
Millionen Euro bei sinkenden Kinderzahlen. Der städtische Zuschuss je Kind hat sich von
2.358 Euro im Jahr 2011 auf heute über 4.700 Euro mehr als verdoppelt.5 Das ist eine
fiskalische Entwicklung, die ohne strukturelle Konsolidierung nicht dauerhaft tragfähig
ist.

5 Landeshauptstadt Dresden: Sondersitzungen zur Elternbeitragssatzung, Pressemitteilung, März 2025. URL: 
https://www.dresden.de/de/rathaus/aktuelles/pressemitteilungen/03/pm_032.php
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Die Dresdner Elternbeiträge wurden zuletzt zum September 2025 um 7,2 bis 8,3 Prozent
angehoben und liegen damit nach aktueller Rechtslage am gesetzlichen Maximum
des  Sächsischen  Kitagesetzes.6 Höhere  Elternbeiträge  sind  im  bestehenden
Landesrechtsrahmen derzeit nicht möglich. Wer hier mehr Eigenverantwortung der
Eltern  einfordern  will,  muss  dies  konsequenterweise  auf  Landesebene  einfordern.
Sachsen sollte die Deckelung der Elternbeiträge entsprechend lockern und Kommunen
mehr Gestaltungsspielraum lassen. 

VII. Wirtschaft und Standortpolitik

Dresden ist eine der wirtschaftsstärksten Städte Ostdeutschlands aber dieser Status
ist  kein  Naturgesetz,  sondern  das  Ergebnis  kluger  Ansiedlungspolitik,  starker
Forschungsinfrastruktur und unternehmerischen Mutes. Die Landeshauptstadt steht
vor einem wirtschaftlichen Jahrzehnt, das die Stadt grundlegend verändern wird. Die
Frage ist,  ob der Doppelhaushalt 2027/2028 so aufgestellt ist, dass Dresden diesen
Moment wirklich nutzt.

Unsere Prioritäten:

Wir wollen, dass ESMC und das Ökosystem um Silicon Saxony zum Erfolg für Dresden
werden und bleiben. Im Dresdner Norden entsteht gerade die größte Einzelinvestition
in der Geschichte der Bundesrepublik.  Die European Semiconductor Manufacturing
Company (ESMC) — ein Gemeinschaftsunternehmen von TSMC, Bosch, Infineon und
NXP — baut für über 10,5 Milliarden Euro eine Halbleiterfabrik, die Ende 2027 in Betrieb
gehen soll.  2.000 direkte Arbeitsplätze entstehen allein bei ESMC.7 Hinzu kommt die
neue Infineon Smart  Power Fab  mit  weiteren 1.000  Stellen,  deren Produktion 2026
anläuft.8 Globalfoundries investiert über eine Milliarde Euro in die Erweiterung seiner

6 Landeshauptstadt Dresden: Neue Elternbeiträge für die Kindertagesbetreuung ab 1. September 2025, 
Pressemitteilung, 1. Juli 2025. URL: https://www.dresden.de/de/rathaus/aktuelles/pressemitteilungen/07/pm_002.php 
sowie ebd.
7 ESMC (European Semiconductor Manufacturing Company): Karriere bei ESMC. URL: 
https://www.esmc.eu/de/career_at_esmc.html

8 Wirtschaftsförderung Sachsen: Dresden: Bau der Smart Power Fab von Infineon schreitet voran, Mai 2025. URL: 
https://standort-sachsen.de/de/aktuelles/news/detail/n1651-dresden-bau-der-smart-power-fab-von-infineon-
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bereits  bestehenden  Kapazitäten.  Zahlreiche  Zulieferer  aus  Taiwan,  Japan  und
Singapur folgen und siedeln sich bereits im Umfeld an. Das ist eine historische Chance,
aber sie verlangt von der Stadt aktive Vorleistungen, nicht bloße Begleitung.

Die Jahre 2027 und 2028 fallen genau in die Phase, in der die ESMC-Fab hochfährt,
Belegschaften aufgebaut werden und tausende Fachkräfte mit ihren Familien nach
Dresden  und  in  den  Dresdner  Norden  ziehen  werden.  Diese  Menschen  brauchen
Schulplätze, Kitaplätze, Wohnungen und eine funktionierende städtische Infrastruktur.
Wir  fordern  deshalb,  dass  der  Doppelhaushalt  2027/2028  einen  expliziten  ESMC-
Flanking-Schwerpunkt enthält, der folgende Handlungsfelder verbindlich adressiert:

1. Infrastrukturelle Anbindung des Dresdner Nordens.
Der  Dresdner  Norden  —  Klotzsche,  Königsbrücker  Straße,  das  Umfeld  der
Fabriken  —  ist  infrastrukturell  noch  nicht  auf  den  Zuzug  von  tausenden
Beschäftigten  und  ihren  Familien  vorbereitet.  ÖPNV-Anbindung,  Straßen,
Radwege  und  die  Kapazität  kommunaler  Infrastruktur  müssen  mit  dem
Wachstum  Schritt  halten.  Wir  fordern,  dass  die  Investitionsplanung  für  den
Dresdner  Norden  im  Doppelhaushalt  2027/2028  kohärent  und
themenübergreifend  —  Mobilität,  Schulen,  Kitas,  Wohnen  —  geplant  und
finanziert wird.

2. Internationale Bildungsinfrastruktur als Standortfaktor.
Freistaat,  Dresden,  Umlandgemeinden und weitere Akteure betreiben derzeit
viel Aufwand, um die nötigen harten und weichen Infrastrukturen bereitzustellen
wie z.  B.  dem Ausbau der  internationalen Schule.  Das ist  richtig und dieses
Thema  muss  im  Doppelhaushalt  2027/2028  finanziell  abgebildet  sein.
Internationale  Fachkräfte  mit  Familien  entscheiden  ihre  Standortwahl
maßgeblich nach der Verfügbarkeit von Schulen und Kitas, nach Sprachkursen
und Integrationsangeboten. 

Wir fordern eine klare Absage an jede Erhöhung der Gewerbesteuer.
Wir lehnen jede Erhöhung des Dresdner Gewerbesteuerhebesatzes kategorisch ab —
und  begründen das  nicht  mit  einem Reflex,  sondern mit  ökonomischer  Logik.  Die
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Gewerbesteuer ist die wichtigste eigenständige Einnahmequelle der Stadt. Wenn sie
steigt,  sinkt  die  Attraktivität  Dresdens  als  Unternehmensstandort  gerade  in  dem
Moment, in dem die Stadt im internationalen Wettbewerb um Ansiedlungen wie ESMC
und  deren  Zulieferer  steht.  Ein  höherer  Hebesatz  sendet  das  falsche  Signal  an
Unternehmen,  die  bereits  hier  sind  und  über  Erweiterungen  nachdenken,  an
internationale  Konzerne,  die  Dresden  mit  anderen  europäischen  Standorten
vergleichen und an die mittelständischen Dresdner Unternehmen, die das Rückgrat
der lokalen Wirtschaft bilden und in der gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage ohnehin
unter Druck stehen.
Es  wäre  eine  haushaltspolitische  Kurzsichtigkeit  erster  Ordnung,  die  Einnahmen
kurzfristig durch einen höheren Hebesatz stabilisieren zu wollen und dabei mittelfristig
die  Steuerbasis  zu  beschädigen,  auf  der  diese  Einnahmen  beruhen.  Die  Mai-
Steuerschätzung hat gezeigt, dass die Gewerbesteuereinnahmen bereits einbrechen.9

Das ist das Ergebnis einer schwachen Konjunktur, nicht zu niedriger Steuersätze. Die
Antwort darauf ist Standortpolitik, nicht Steuererhöhung.

Wir fordern die Landeshauptstadt Dresden auf, sich gegenüber Freistaat und Bund
konsequent  für  den Ausbau  der  A4 einzusetzen und  die eigene Infrastruktur  für
wachsende  Verkehrsbelastungen  vorzubereiten. Die  Bundesautobahn  4  ist  die
wichtigste Verkehrsader Sachsens und zugleich eine europäische Transitroute von
strategischer Bedeutung. Für den Abschnitt östlich von Dresden wurde der Ausbau von
der früheren Bundesregierung fachlich abgelehnt. Diese Entscheidung muss mit der
neuen Bundesregierung unter veränderten Vorzeichen neu verhandelt  werden.  Die
Planung und Finanzierung der  Bundesautobahn ist  alleinige  Aufgabe des Bundes.
Dennoch ist die Landeshauptstadt Dresden gefordert: nicht als Bauherrin,  aber als
politische Stimme. Gerade im Kontext der ESMC-Ansiedlung steht Dresden vor einem
massiven Anstieg an Pendler-, Liefer- und Schwerlastverkehr.

VIII. BUGA 2033 — Chance nutzen, Risiken steuern

9 Landeshauptstadt Dresden: Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung vergrößern das Loch im Haushalt 2026, 
Pressemitteilung, Mai 2026. URL: https://www.dresden.de/de/rathaus/aktuelles/pressemitteilungen/2026/05/
pm_044.php
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Die Bundesgartenschau 2033 ist das größte Stadtentwicklungsprojekt Dresdens in den
kommenden Jahren. Sie ist gleichzeitig Chance und Risiko und genau das muss die
Haushaltspolitik reflektieren.

Die Chance ist real: Erstmals findet die BUGA in Sachsen statt. Unter dem Leitthema "Wir
pflanzen Zukunft" konzentriert sich die Planung auf drei Kernareale: den Südpark mit
TU-Campus, die Galopprennbahn Seidnitz und die Kiesseen Leuben. Aber auch die
Innenstadt soll von der BUGA profitieren. Was für die BUGA geschaffen wird, soll auch
danach bestehen  bleiben.  Keine  kurzlebigen  Interimsprojekte,  sondern  strukturelle
Verbesserungen für  ganze  Stadtteile  soll  durch  die  BUGA  ermöglicht  werden.  Der
Dresdner Osten, lange ein Sorgenkind der Stadtentwicklung, kann durch die BUGA eine
echte Aufwertung erfahren. Geplant ist, mit 2,9 Millionen Besucherinnen und Besuchern
und über 55 Millionen Euro allein aus Eintrittsgeldern auch wirtschaftlich substanzielle
Impulse zu setzen.

Das Risiko ist aber ebenfalls real. Die BUGA findet in einer angespannten Haushaltslage
statt.  Kostenüberschreitungen  bei  Großprojekten  sind  in  Deutschland  leider  keine
Ausnahme. 

Wir  erwarten,  dass  die  BUGA  2033  langfristig  für  den  städtischen  Haushalt
kostenneutral bleibt. Ein langfristiges Defizit zulasten des städtischen Kernhaushalts
ist in der aktuellen Lage kaum vertretbar. Der Stadtrat muss regelmäßig und detailliert
über  die  Kostenentwicklung  und  den  Mitteleingang  informiert  werden  mit
Eskalationsschwellen,  die  bei  drohenden  Mehrkosten  automatisch  eine  politische
Befassung auslösen. Die BUGA darf kein Blankoscheck werden. Wer die Bürgerinnen
und  Bürger  Dresdens  für  dieses  Großprojekt  gewinnen  will,  muss  finanzielle
Transparenz und haushälterische Disziplin beweisen.

Der  Doppelhaushalt  2027/2028  muss  die  BUGA-Finanzierung  vollständig,
transparent und mit realistischen Puffern abbilden. Ein Projekt dieser Größenordnung
darf nicht in einem unsoliden Finanzrahmen stecken. Wir begrüßen ausdrücklich die
kluge  Strategie,  BUGA-Investitionen  mit  ohnehin  beschlossenen
Stadtentwicklungsvorhaben zu verzahnen. 
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IX. Eigenverantwortung in der Dresdner Förderpolitik stärken

Wir  setzen  uns  im  Rahmen  der  Haushaltskonsolidierung  für  eine  grundlegende
Reform der städtischen Förderpolitik ein. Ziel ist es, Eigenverantwortung zu stärken,
strukturelle Abhängigkeiten von Dauerförderungen zu reduzieren und den städtischen
Haushalt  nachhaltig  zu  entlasten.  Kernbestandteil  ist  die  Einführung  eines
verbindlichen  Mindesteigenanteils  bei  städtischen  Förderungen  in  der  Regel  von
mindestens 25 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben. Neben Eigenmitteln sollen
dabei auch nicht-öffentliche Drittmittel sowie Eigenleistungen berücksichtigt werden.
Abweichungen sollen nur in klar definierten und begründeten Ausnahmefällen oder bei
besonderem  öffentlichem  Interesse  zulässig  sein.  Auch  die  in  der
Stadtbezirksförderrichtlinie festgehaltene Möglichkeit von Honoraren bis zu 30 Euro je
Stunde soll entsprechend angepasst werden.

Zugleich  ist  die  bestehende  Förderlandschaft  konsequent  auf  Notwendigkeit,
Zielgenauigkeit und Nachhaltigkeit zu überprüfen und entsprechend zu straffen.

In der Praxis zeigt sich, dass eine Vielzahl von Projekten und Trägern mit sehr geringen
Eigenanteilen  gefördert  wird,  was  häufig  zu  langfristigen  Abhängigkeiten  von
kommunalen  Mitteln  führt.  Eine  solche  Förderpraxis  schwächt  Eigeninitiative  und
belastet  den  städtischen  Haushalt  dauerhaft.  Ein  höherer  Eigenanteil  wirkt  dem
entgegen. Er stärkt die Ernsthaftigkeit und Tragfähigkeit geförderter Projekte, erhöht
den Anreiz zur Einwerbung zusätzlicher Drittmittel und verbessert die Verankerung in
der Stadtgesellschaft. Gleichzeitig reduziert er Verwaltungsaufwand durch klarere und
weniger ermessensintensive Förderentscheidungen.

X. Schuldenaufnahme

Die angespannte Haushaltslage der Landeshauptstadt Dresden erfordert eine klare
und differenzierte Betrachtung kommunaler Verschuldung. Entscheidend ist nicht nur
die Höhe der Schulden, sondern vor allem ihre Funktion und ihre Entstehungsursachen.

Grundsätzlich  ist  zwischen  Kassenkrediten  und  investiver  Verschuldung  zu
unterscheiden.  Kassenkredite  dienen  ausschließlich  der  kurzfristigen
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Liquiditätssicherung  und  sind  kein  tragfähiges  Finanzierungsinstrument.  Eine
dauerhafte Ausweitung ist abzulehnen, da sie strukturelle Defizite lediglich verschiebt
und die finanzielle  Handlungsfähigkeit  der Stadt zunehmend einschränkt.  Investive
Verschuldung im Kernhaushalt kann dagegen gerechtfertigt sein, wenn sie gezielt in
werthaltige  Zukunftsinvestitionen  fließt,  insbesondere  in  Infrastruktur,  Schulen,
Infrastruktur  und  Wirtschaftsförderung.  Sie  ist  jedoch  strikt  von  der  Finanzierung
laufender und konsumtiver Ausgaben abzugrenzen.

Auch innerhalb  der  Pflichtaufgaben ist  eine konsequente Priorisierung erforderlich.
Kommunale Leistungen müssen sich in einer Situation struktureller Unterfinanzierung
stärker an den gesetzlichen Mindeststandards orientieren. Darüber hinausgehende
freiwillige Qualitäts- und Leistungsniveaus sind kritisch zu überprüfen und abzubauen.

Ein erheblicher Teil der kommunalen Defizite entsteht dabei durch bundesgesetzlich
verursachte Kostensteigerungen, insbesondere im Sozialbereich, ohne ausreichende
Gegenfinanzierung.  Das  unterläuft  das  Konnexitätsprinzip  und  führt  zu  einer
systemischen  Überlastung  der  Kommunen.  Vor  diesem Hintergrund  ist  eine  klare
Trennlinie  notwendig:  Investitionsverschuldung  bleibt  in  Ausnahmefällen  zulässig,
strukturelle  Defizite  dürfen  jedoch  nicht  dauerhaft  über  Kredite  finanziert  werden.
Kommunale Schuldenpolitik muss auf Kernsubstanzerhalt und Zukunftsinvestitionen
begrenzt  bleiben  und  darf  nicht  zur  Kompensation  föderaler  Finanzierungsfehler
werden.

XI. Personal

Die  Personalkosten  der  Landeshauptstadt  Dresden  gehören  zu  den  zentralen
Kostentreibern  des  kommunalen  Haushalts.  Sie  sind  in  den  vergangenen  Jahren
sowohl  durch  Tarifentwicklungen  im  öffentlichen  Dienst  als  auch  durch  den
Aufgabenzuwachs  im  Zuge  bundes-  und  landesrechtlich  übertragener
Pflichtaufgaben deutlich gestiegen. 

Der  Oberbürgermeister  hat  im  Rahmen  des  Haushaltsstrukturprozesses  einen
Personalabbaupfad bzw. eine perspektivische Reduktion der Personalstellen bis in die
frühen  2030er  Jahre  vorgegeben,  der  im  Kern  auf  natürliche  Fluktuation,

514
515
516
517
518
519
520

521
522
523
524

525
526
527
528
529
530
531
532
533

534

535
536
537
538
539

540
541
542



20

Stellennachbesetzungssteuerung und den Abbau von Doppelstrukturen setzt, nicht auf
pauschale Entlassungen. Dieser Pfad ist aus unserer Sicht richtig und wird ausdrücklich
unterstützt. Gleichzeitig muss dieser Pfad kritisch und kontinuierlich begleitet werden.
Entscheidend  ist  die  erfolgreiche  Umsetzung  des  Stellenabbaus  bei  einer
gleichzeitigen Sicherstellung der kommunalen Handlungsfähigkeit.

Der  zentrale Hebel  zur  Umsetzung dieses Personalpfades liegt in  drei  strukturellen
Ansatzpunkten:

1. In  der  konsequenten  Digitalisierung  von  Verwaltungsprozessen.
Medienbruchfreie digitale Verfahren, automatisierte Standardprozesse und ein
durchgängig  digitales  Dokumenten-  und  Antragsmanagement  werden
langfristig signifikante Personalressourcen binden oder freisetzen.

2. In den Folgen einer durchdachten Aufgaben- und Prozesskritik. Nicht jede heute
wahrgenommene  Aufgabe  ist  in  ihrem  Umfang  zwingend  notwendig  oder
effizient organisiert. Eine ehrliche Aufgabenkritik muss prüfen, welche Leistungen
standardisiert, zusammengelegt oder entfallen können.

3. Tarifsteigerungen  vorrangig  in  Reduzierung  der  Arbeitszeit  auszuzahlen.  Zur
Begrenzung künftiger Personalkostensteigerungen setzt sich die Junge Union
Dresden  dafür  ein,  Tarifsteigerungen  im  öffentlichen  Dienst  der
Landeshauptstadt  künftig  mindestens  genauso  oft  in  Form  von
Arbeitszeitreduzierungen statt als Lohnerhöhungen umzusetzen.

Vor  diesem  Hintergrund  unterstützt  die  Junge  Union  Dresden  den  vom
Oberbürgermeister  eingeschlagenen  Konsolidierungspfad  im  Personalbereich
ausdrücklich,  verbindet  dies  jedoch mit  der  klaren  Erwartung einer  transparenten
Umsetzungskontrolle, einer konsequenten Digitalisierungsstrategie und einer echten
strukturellen Modernisierung der Stadtverwaltung.
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